
OZG-Umsetzung

Ein persönlicher Blick von Außen – Teil II

[03.03.2021] Vom Backoffice zum Frontoffice gehen, die Closed-Shop-Mentalität
durchbrechen oder endlich die elektronische Kommunikation der Zeit anpassen
– laut Marianne Wulff müsste der digitale Wandel gleich an mehren Stellen
anders angegangen werden, damit die Verwaltungsmodernisierung gelingen
kann. Teil II eines Gastbeitrags.

In die weitere Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG) sollen Mittel aus dem Corona-

Konjunkturpaket fließen. Ein größerer Teil davon ist für die Entwicklung so genannter Einer-für-Alle-

Leistungen vorgesehen – und damit wohl auch für zusätzliche Beratertage und Digitalisierungslabore. Wie

viel zielführender wäre es, in Dokumenten-Management- und E-Akte-Projekte in Bundes-, Landes- und

Kommunalverwaltung zu investieren – auch wenn das zur Folge hätte, dass weniger als 575 Leistungen

online gestellt werden? Ohne Dokumenten-Management und E-Akte als wesentliche Grundfunktionalitäten

der digitalen Verwaltung wird ein echter Digitalisierungsschub jedenfalls ausbleiben. Erst die Betrachtung

und digitale Neugestaltung der gesamten Arbeitsprozesse – von der Antragstellung bis zur Erteilung der

Bescheide – ermöglicht eine wirkliche Transformation. Und zwar im Interesse der Bürgerinnen und Bürger

mit schlankeren Verwaltungsabläufen. Das Credo sollte deshalb lauten: Vom Backoffice zum Frontoffice

gehen und nicht umgekehrt. Vor allem auf der kommunalen Ebene wird das samt Anbindung der

Fachverfahren häufig mitgedacht. Doch muss dies auch in der Breite geschehen – und das kostet sehr viel

Geld. Zudem ist die Neugestaltung von Arbeitsprozessen für alle Beteiligten anstrengend. Gewohntes und

Vertrautes muss überdacht und vielleicht über Bord geworfen werden und hier und dort könnte ein

Umlernen nötig sein. Aber erst wenn die Prozesse neu gebaut werden, kann das OZG Anstoß und

Beschleuniger einer nachhaltigen Digitalisierung sein.

Wo bleiben Mittelstand und Start-ups?

„Keiner kann es mehr alleine.“ Das sagte schon Matthias Kammer 2003/2004 bei der Gründung des IT-

Dienstleisters Dataport. Heute gilt das umso mehr und Kooperationen finden allerorten statt – das ist

mindestens teilweise ein Erfolg des OZG. Kommunale IT-Dienstleister bilden neue Strukturen aus, neue

Zusammenschlüsse sind entstanden, die Zusammenarbeit zwischen Ländern und Kommunen, teils in

neuen Organisationen, hat erheblich an Fahrt aufgenommen. In der Not kann die öffentliche Verwaltung

wohl gemeinsam und sogar schnell agieren. Der Dienst IfSG-Online etwa, mit dem Entschädigungen nach

dem Infektionsschutzgesetz auf den Weg gebracht werden können, wurde sehr schnell entwickelt. Und

immerhin nutzen ihn elf Bundesländer. Nach wie vor ist die öffentliche Hand jedoch ein ganz

eigentümliches Ökosystem, das Neues zu oft skeptisch beäugt oder gar abstößt. Davon betroffen sind die

mittelständischen Unternehmen, die seit Jahrzehnten Fachverfahren und mehr für die Verwaltung

entwickeln, oder pfiffige Start-ups, die ihre Leidenschaft für die öffentliche Verwaltung gerade entdecken.

Die Closed-Shop-Mentalität zeigt sich momentan besonders eindrucksvoll am FIT-Store des IT-

Planungsrats. Einmal entwickelte Lösungen sollen in einem vereinfachten Verfahren inhouse, also ohne

Ausschreibung, von einer Verwaltung an interessierte andere Verwaltungen weitergegeben werden

können – aber nur innerhalb des Ökosystems „öffentliche Verwaltung“. Der Wettbewerb wird damit deutlich

eingeschränkt. Unternehmen und ihre Verbände laufen Sturm, weil sie im Rennen um Marktanteile quasi

disqualifiziert werden, durch ihre Zugehörigkeit zu einem „fremden System“. „Es steht zu befürchten, dass

der FIT-Store in seiner jetzigen Ausgestaltung Gefahr läuft, genau jene geschlossenen Strukturen zu



fördern, die es eigentlich zu vermeiden gilt“, bringt es der NKR auf den Punkt.

Heute schon gefaxt?

Zu Beginn der Corona-Pandemie sorgte der teilweise noch per Fax abgewickelte Informationsaustausch

zwischen den Gesundheitsämtern und dem Robert-Koch-Institut (RKI) für Diskussionen. Auch ein Jahr

später zeigen die noch immer unzuverlässigen Wochenendstatistiken des RKI, dass ein wichtiger Aspekt

der Verwaltungsdigitalisierung scheinbar völlig ins Hintertreffen geraten ist: die elektronische

Kommunikation der Behörden untereinander. In einem hochkomplexen Verwaltungssystem gibt es viele

Liefer- und Austauschbeziehungen zwischen den Behörden auf den unterschiedlichen Ebenen sowie den

privaten Lieferanten, etwa den Laboren. Digitale Werkzeuge, die miteinander kommunizieren können,

würden die Effizienz und Effektivität immens verbessern. Warum wird das nicht pragmatisch und agil

vorangetrieben?

Viele Kommunen und Bundesländer, die etwas auf sich halten, bieten – häufig in Anlehnung an das

Dashboard des RKI – eine Übersicht über das aktuelle Corona-Infektionsgeschehen an. Das ist

lobenswert. Doch wie steht es um eine auf aktuellen Daten fußende Steuerung des politischen

Geschehens? Welche Führungskraft in Verwaltung und Politik hat ein Cockpit zur Orientierung, zur

Unterstützung des täglichen eigenen Tuns? Eindrucksvoll hat Susanne Diem, Mitglied der

Geschäftsleitung bei SAP Deutschland, beim Digitalgipfel 2020 ihr individuelles Cockpit präsentiert und

den Nutzen für ihre erfolgreiche Arbeit herausgearbeitet. Verwaltung und Politik stehen hier noch am

Anfang. Einzelne Projekte könnten jedoch Lernfeld für andere sein.

Auf hoch aggregierter Ebene hat das Statistische Bundesamt im Dezember 2020 das Dashboard

Deutschland gestartet. Dort können sich Entscheider in Ländern und Kommunen bedienen. Allerdings

ersetzt das nicht die Klärung der individuellen Fragen zu einer datenbasierten Steuerung im eigenen

Verantwortungsbereich. Auch für das OZG gibt es ein Dashboard. Es ermöglicht jedoch keine Steuerung,

sondern ist ein Schaufenster derer, die beweisen wollen, dass bei der OZG-Umsetzung Hochbetrieb

herrscht.

Users first, mentaler Wandel und Beratersprech

Aus welchen Gründen E-Government-Fachleute die Nutzerfreundlichkeit in Deutschland erst 2017 als

einen wesentlichen Erfolgsfaktor entdeckt haben und entsprechend kommunizieren, bleibt ein Geheimnis.

Die Stadt Wien hat schon im letzten Jahrtausend neue digitale Angebote vor dem Go live von den Bürgern

checken lassen. Es ist demnach keine ganz neue Erkenntnis, dass weniger die Anzahl von Online-

Diensten als vielmehr ihre tatsächliche Nutzung zeigt, ob ein Angebot angenommen wird.

Digitale Transformation, Change-Management, Agilität, Innovation, Design Thinking, User centricity oder

gar Human Centric Experience Design – alle Buzzwords gehen flüssig von der Zunge. Ist dies Ausdruck

eines mentalen Wandels oder nur Anpassung an gut gemeinten Beratersprech? Die Wahrheit liegt wohl in

der Mitte. Es gibt sie, die Innovatoren, die mental Gewandelten. Aber es gibt auch die anderen, die

lediglich mit Worten das Beharrungsvermögen der öffentlichen Verwaltung zudecken und nicht mit der

erforderlichen Entschiedenheit dafür kämpfen, dass Transformation und Innovation tatsächlich in die DNA

der Verwaltung übergehen. Doch erst wenn dieser Übergang stattfindet, kann E-Government und die

Digitalisierung überhaupt einen Veränderungsschub erzeugen, der Zukunftsfähigkeit und nachhaltige

Entwicklung befördert. Hier ist noch sehr viel Luft nach oben.
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Zum OZG-Dashboard

Stichwörter: Politik, OZG


